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Satzung
des Sparkassenzweckverbandes des Kreises Steinfurt 
und der Städte und Gemeinden Altenberge, Emsdet-
ten, Greven, Hörstel, Hopsten, Horstmar, Ibbenbüren, 
Ladbergen, Laer, Lengerich (Westf.), Lienen, Lotte, Me-
telen, Mettingen, Neuenkirchen, Nordwalde, Ochtrup, 
Recke, Rheine, Saerbeck, Steinfurt, Tecklenburg, Wes-
terkappeln und Wettringen
Die Funktionsbezeichnungen dieser Satzung umfassen sowohl die 
weibliche als auch die männliche Form.

§ 1 
Mitglieder, Name, Sitz

(1)	� Der Kreis Steinfurt und die Städte und Gemeinden Al-
tenberge, Emsdetten, Greven, Hörstel, Hopsten, Horst-
mar, Ibbenbüren, Ladbergen, Laer, Lengerich (Westf.), 
Lienen, Lotte, Metelen, Mettingen, Neuenkirchen, 
Nordwalde, Ochtrup, Recke, Rheine, Saerbeck, Stein-
furt, Tecklenburg, Westerkappeln und Wettringen bil-
den einen Sparkassenzweckverband (im nachfolgenden 
„Verband" genannt).

(2)	� Die Verfassung und Verwaltung des Verbandes richten 
sich nach den Vorschriften des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. 0ktober 1979 (GV. NRW. 
S. 621), in der jeweils geltenden Fassung, des Sparkas-
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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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sengesetzes Nordrhein-Westfalen (Sparkassengesetz; 
SpkG) vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 696), 
in der jeweils geltenden Fassung und dieser Verbands-
satzung. Soweit das Gesetz über kommunale Gemein-
schaftsarbeit und die Verbandssatzung keine Regelung 
treffen, finden die Vorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), in der jeweils geltenden Fassung sinnge-
mäß Anwendung.

(3)	� Der Verband trägt den Namen:�  
„Sparkassenzweckverband des Kreises Steinfurt und 
der Städte und Gemeinden Altenberge, Emsdetten, Gre-
ven, Hörstel, Hopsten, Horstmar, Ibbenbüren, Ladber-
gen, Laer, Lengerich (Westf.), Lienen, Lotte, Metelen, 
Mettingen, Neuenkirchen, Nordwalde, Ochtrup, Recke, 
Rheine, Saerbeck, Steinfurt, Tecklenburg, Westerkap-
peln und Wettringen". Er hat seinen Sitz in Ibbenbüren 
und Rheine.

(4)	� Der Verband ist Mitglied des Sparkassenverbandes West- 
falen-Lippe, Münster.

§ 2 
Zweck, Haftung

(1)	� Der Verband fördert das Sparkassenwesen im Gebiet 
seiner Mitglieder. Er ist ab 1. August 2026 Träger der 
Kreissparkasse Steinfurt nachfolgend „Sparkasse" ge-
nannt, die mit Wirkung vom 1. August 2026 die Nach-
folge der Kreissparkasse Steinfurt und der Stadtspar-
kasse Rheine antritt.

(2)	� Die Verbandsmitglieder dürfen weder selbst noch in 
irgendeiner Gesellschaftsform eine Sparkasse oder ein 
anderes Institut i. S. d. Kreditwesengesetzes betreiben 
oder sich an einem solchen Unternehmen beteiligen.

(3)	� Der Verband haftet für die Verbindlichkeiten der Spar-
kasse nach Maßgabe der Bestimmungen des Sparkas-
sengesetzes NRW. Für die Haftung der Mitglieder un-
tereinander  gilt § 13 Abs. 2 dieser Satzung.

§ 3 
Organe

Organe des Verbandes sind 
a)	 die Verbandsversammlung und 
b)	 der Verbandsvorsteher. 

§ 4 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1)	� Die Verbandsversammlung besteht aus 82 Vertretern 
der Verbandsmitglieder. Davon entsenden die Ver-
bandsmitglieder der Kreis Steinfurt 12, die Städte und 
Gemeinden Altenberge 2, Emsdetten 7, Greven 4, Hör-
stel 2, Hopsten 1, Horstmar 1, Ibbenbüren 6, Ladber-
gen 2, Laer 1, Lengerich (Westf.) 5, Lienen 1, Lotte 1, 
Metelen 1, Mettingen 2, Neuenkirchen 2, Nordwalde 2, 
Ochtrup 4, Recke 2, Rheine 12, Saerbeck 2, Steinfurt 4, 
Tecklenburg 2, Westerkappeln 2 und Wettringen 2 Ver-
treter.

(2)	� Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden von 
den Vertretungen der Verbandsmitglieder für die Dauer 
ihrer Wahlperiode aus ihrer Mitte oder aus den Dienst-
kräften der Verbandsmitglieder bestellt. Auf das dem 
einzelnen Verbandsmitglied zustehende Kontingent an 
Verbandsvertretern ist das Mitglied gem. § 15 Abs. 2 
Satz 1 a. E. GkG NRW bzw. der von diesem benannte 
Vertreter anzurechnen. In gleicher Weise ist für jedes 
Mitglied der Verbandsversammlung eine stellvertre-
tungsberechtige Person zu bestellen, die bei Verhinde-
rung des Mitgliedes dessen Aufgaben wahrnimmt.

(3)	� Die gewählten Vertreter müssen ihren Wohnsitz im 
Kreis Steinfurt haben.

(4)	� Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung er-
lischt, wenn die Voraussetzungen der Wahl wegfallen 
oder ein Tatbestand nach § 5 dieser Satzung eintritt. 
Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Wahlzeit aus, wird 
der Nachfolger auf Vorschlag der Gruppe des betroffe-
nen Verbandsmitgliedes gewählt, die den Ausscheiden-
den zur Wahl vorgeschlagen hatte.

§ 5 
Ausschließungsgründe

Der Verbandsversammlung dürfen nicht angehören:
a)	� Dienstkräfte der Sparkassen; diese Beschränkung gilt 

nicht für Dienstkräfte nach § 10 Abs. 1 Buchstabe c und 
Absatz 2 Buchstabe c SpkG.

b)	� Personen, die Inhaber, persönlich haftende Gesell-
schafter, Kommanditisten, Mitglieder des Vorstandes, 
Aufsichtsrates, Verwaltungsrates, Beirates oder der 
Vertreterversammlung, Treuhänder, Leiter, Beamte, 
Angestellte, Arbeiter oder Repräsentanten von Unter-
nehmen sind, die gewerbsmäßig Bankgeschäfte betrei-
ben oder vermitteln oder andere Finanzdienstleistungen 
erbringen, oder die für Verbände dieser Unternehmen 
tätig sind oder vergleichbare Tätigkeiten ausüben. Dies 
gilt nicht für die Mitgliedschaft in Verwaltungs- oder 
Aufsichtsräten der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitu-
te, bei denen das Land, ein Landschaftsverband oder ein 
Sparkassen- und Giroverband an der Trägerschaft betei-
ligt ist, sowie deren Tochterunternehmen und der mit 
den öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten im Verbund 
stehenden Unternehmen. 

c)	� Beschäftigte der Steuerbehörden, Beschäftigte der Post-
bank - eine Niederlassung der Deutsche Bank AG und 
Beschäftigte der Deutschen Post AG

d)	 Inhaber und Dienstkräfte von Auskunfteien.
e)	� Personen, gegen die wegen eines Verbrechens oder ei-

nes Vermögensvergehens ein Strafverfahren rechtshän-
gig oder eine Strafe verhängt worden ist, soweit und so-
lange nach dem Gesetz über das Bundeszentralregister 
einer Behörde Auskunft erteilt werden darf, oder die als 
Schuldner in den letzten zehn Jahren in ein Insolvenz-
verfahren oder ein Verfahren zur Abgabe einer eides-
stattlichen Versicherung verwickelt waren oder noch 
sind.

§ 6 
Vorsitzender der Verbandsversammlung

(1)	� Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte einen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Sie dürfen nicht 
der Vertretung desselben Verbandsmitgliedes angehö-
ren.

(2)	� Bis zur Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters 
werden die Aufgaben des Vorsitzenden von dem Mit-
glied der Verbandsversammlung wahrgenommen, wel-
ches der Verbandsversammlung am längsten ununter-
brochen angehört. Sofern dies auf mehrere Mitglieder 
zutrifft, entscheidet das Lebensalter.

§ 7 
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung beschließt über alle Angelegen-
heiten des Verbandes, soweit sich aus dieser Satzung nichts 
anderes ergibt. Insbesondere wählt sie den Vorsitzenden und 
die Mitglieder des Verwaltungsrates und deren Stellvertreter 
und entscheidet über die in § 8 Abs. 2 SpkG bezeichneten 
Angelegenheiten der Sparkasse.
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§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung

(1)	� Die Verbandsversammlung wird vom Vorsitzenden nach 
Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr, einberufen. 
Sie ist einzuberufen, wenn dies vom Verbandsvorsteher 
oder von mindestens einem Drittel der Mitglieder der 
Verbandsversammlung bei dem Vorsitzenden schrift-
lich unter Angabe des Beratungsgegenstandes beantragt 
wird. Für die erste Sitzung einer jeden Wahlperiode gilt 
§ 6 Abs. 2 der Satzung.

(2)	� Die Einladung zur Verbandsversammlung soll so recht-
zeitig abgesandt werden, dass sie den Mitgliedern min-
destens 7 Tage vor der Sitzung zugeht. Diese Frist kann 
in dringenden Fällen abgekürzt werden. Die Einladung 
muss die Tagesordnung enthalten, die vom Vorsitzen-
den im Einvernehmen mit dem Verbandsvorsteher auf-
zustellen ist.

(3)	� Der Verbandsvorsteher und die Hauptverwaltungsbe-
amten der Verbandsmitglieder, sofern sie nicht Mitglied 
gem. § 15 Abs. 2 Satz 1 GkG NRW sind sowie die Mit-
glieder des Sparkassenvorstandes nehmen an den Sit-
zungen der Verbandsversammlung mit beratender Stim-
me teil.

(4)	� Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn 
der Vorsitzende oder sein Stellvertreter und mehr als 
die Hälfte der weiteren Mitglieder anwesend sind. Bei 
Beschlussunfähigkeit kann binnen einer Woche zur  
Erledigung der gleichen Tagesordnung eine neue Sit-
zung einberufen werden. Bei dieser Sitzung ist die Ver-
bandsversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Mitglieder beschlussfähig; hierauf ist in 
der Einladung zur zweiten Sitzung ausdrücklich hinzu-
weisen.

(5)	� Die Beschlüsse werden, soweit in dieser Satzung nichts 
anderes bestimmt ist, mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen und un-
gültige Stimmen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 
Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt.

(6)	� Über das Ergebnis der Sitzung ist eine Niederschrift zu 
fertigen. Sie ist vom Vorsitzenden und einem weiteren 
Mitglied zu unterschreiben.

(7)	� Die Vertreter der Verbandsversammlung versehen ihre 
Ämter ehrenamtlich gem. § 49 Abs. 1 Satz 2 LBG 
NRW. Ihnen kann ein Sitzungsgeld und eine Aufwands-
entschädigung gezahlt werden, über deren Höhe die 
Verbandsversammlung beschließt.

§ 9 
Verbandsvorsteher

(1)	� Der Verbandsvorsteher und sein Stellvertreter werden 
gem. § 16 GkG NRW von der Verbandsversammlung 
aus dem Kreise der Hauptverwaltungsbeamten oder mit 
Zustimmung ihres Dienstvorgesetzten aus dem Kreise 
der allgemeinen Vertreter oder leitenden Bediensteten 
der zum Zweckverband gehörenden Mitglieder für die 
Dauer der Wahlzeit der Vertretungen der Verbandsmit-
glieder gewählt. § 5 Buchstaben b, d und e der Satzung 
gelten entsprechend.

(2)	� Der Verbandsvorsteher führt die laufenden Geschäfte 
sowie nach Maßgabe der Gesetze, der Verbandssatzung 
und der Beschlüsse der Verbandsversammlung die üb-
rige Verwaltung des Zweckverbandes, unterzeichnet die 
Bekanntmachungsanordnungen der von der Verbands-
versammlung beschlossenen Satzungen und vertritt den 
Zweckverband gerichtlich und außergerichtlich.

§ 10 
Tätigkeitsdauer

Die Organe des Verbandes bleiben nach Ablauf ihrer Wahl-
periode bis zur Neuwahl der Organe im Amt.

§ 11 
Rechtsgeschäftliche Erklärungen

Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden 
soll, bedürfen der Schriftform. Sie sind vom Verbandsvor-
steher und seinem Vertreter oder einem von der Verbands-
versammlung zu bestimmenden Mitglied der Verbandsver-
sammlung zu unterzeichnen. Im Falle der Abwesenheit des 
Verbandsvorstehers sind die Unterschriften seines Vertreters 
und eines von der Verbandsversammlung zu bestimmenden 
Vertreters der Verbandsmitglieder erforderlich.

§ 12 
Haushaltsjahr 

Deckung des Aufwandes
(1)	 Haushaltsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr.
(2)	� Die Sparkasse führt die erforderlichen Verwaltungsar-

beite�n für den Verband aus.
(3)	� Die Trägerschaft der Kreissparkasse Steinfurt ist allei-

niger Hauptzweck des Verbandes. Die Vorschriften über 
die Haushaltswirtschaft und Prüfung nach GkG NRW 
finden keine Anwendung.

§ 13 
Jahresüberschuss, Haftung

(1)	� Der dem Verband von der Sparkasse nach § 25 SpkG 
zugeführte Teil des Jahresüberschusses wird den Mit-
gliedern nach folgendem Schlüssel zugeteilt:

	 Kreis Steinfurt:		  19,9 %
	 Altenberge:		  1,2 %
	 Emsdetten:		  9,9 %
	 Greven:		  5,2 %
 	 Hörstel:		  2,7 %
	 Hopsten:		  0,8 %
	 Horstmar:		  0,7 %
	 Ibbenbüren:		  8,6 %
 	 Ladbergen:		  1,0 %
	 Laer:		  0,6 %
 	 Lengerich (Westf.):		  6,3 % 
	 Lienen:		  1,0 %
	 Lotte:		  0,7 %
	 Metelen:		  0,6 %
	 Mettingen:		  1,9 %
	 Neuenkirchen:		  2,0 %
	 Nordwalde:		  1,2 %
	 Ochtrup: 		  5,0 %
	 Recke:		  1,6 %
	 Rheine: 		  19,3 %
	 Saerbeck:		  1,1 %
	 Steinfurt:		  5,2 %
	 Tecklenburg:		  1,3 %
	 Westerkappeln:		  1,1 %
 	 Wettringen:		  1,0 %
	� Die zugeteilten Beträge sind von den Mitgliedern für 

die in § 25 Abs. 3 SpkG festgelegten Zwecke zu ver-
wenden.

(2)	� Für die Verbindlichkeiten des Verbandes haften die Mit-
glieder untereinander nach den in Abs. 1 angegebenen 
Verhältnissen. 

§ 14 
Satzungsänderungen

(1)	� Eine Änderung dieser Satzung bedarf eines Beschlusses 
der Verbandsversammlung mit  2/3 Mehrheit der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl. Die Satzungsänderung ist 
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der in § 17 dieser Satzung bezeichneten Aufsichtsbehör-
de anzuzeigen.

(2)	� Satzungsänderungen treten, wenn kein anderer Zeit-
punkt bestimmt wird, am Tage nach ihrer Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

§ 15 
Veränderungen im Mitgliederbestand

In den Verband können weitere Mitglieder aufgenommen 
werden, auch können Mitglieder aus dem Verband ausschei-
den. Aufnahme und Ausscheiden eines Mitgliedes erfordern 
eine Satzungsänderung.

§ 16 
Auflösung des Verbandes

(1)	� Zur Auflösung des Verbandes ist ein Beschluss der Ver-
bandsversammlung mit 2/3 Mehrheit der satzungsmä-
ßigen Stimmenzahl und die Genehmigung der in § 17 
dieser Satzung bezeichneten Aufsichtsbehörde erfor-
derlich.

(2)	� Die Abwicklung der Verbandsgeschäfte und die Auflö-
sung des Verbandsvermögens obliegen dem Verbands-
vorsteher. Die hiernach sich ergebenden Überschüsse 
oder Fehlbeträge werden entsprechend den in § 13 be-
stimmten Beteiligungsverhältnissen auf die Verbands-
mitglieder umgelegt.

(3)	� Die Versorgungsempfänger des Verbandes sind bei sei-
ner Auflösung unter entsprechender Anwendung der §§ 
126, 127, 128 und 130 LBG NRW von den Verbands-
mitgliedern zu übernehmen.

§ 17 
Allgemeine Aufsicht

Der Verband unterliegt der allgemeinen Aufsicht der Be-
zirksregierung Münster als zuständige Aufsichtsbehörde.

§ 18  
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen im Amtlichen 
Bekanntmachungsblatt des Kreises Steinfurt, soweit die Be-
kanntmachung nicht gem. § 20 Abs. 4 i. V. m. § 11 GkG 
NRW durch die Aufsichtsbehörde zu erfolgen hat.

§ 19 
Inkrafttreten dieser Satzung

Diese Satzung tritt am 1. August 2026 in Kraft.
Verbandsversammlung des Sparkassenzweckverbandes der 
Kreissparkasse Steinfurt
Ibbenbüren/Rheine, den 9. Juli 2026
 

Verbandsvorsteher der	 stv. Verbandsvorsteher der  
Zweckverbandsversamm-	 Zweckverbandsversamm- 
lung der Kreissparkasse	 lung der Kreissparkasse  
Steinfurt	 Steinfurt

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2026 S. 221-224

123	� Bestellung von betriebsangehörigen Vertretern 
gemäß § 11b SchfHwG (m/w/d)

Bezirksregierung Münster� Münster, den 20. Juli 2026 
Dezernat 34 
34.06.03

Kehrbezirk Kreis Coesfeld VII:
Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 11b Abs. 1 des 
Schornsteinfeger-Handwerksgesetzes (SchfHwG) vom 
26.11.2008 (BGBl. I S. 2242) in der zurzeit gültigen Fas-
sung mit Verfügung vom 17.07.2026 Herrn Jonathan Ernst 
mit Wirkung vom 01.08.2026 als betriebsangehörigen Ver-
treter für den Kehrbezirk Kreis Coesfeld VII, verwaltet von 
dem bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger Christian 
Brüning, bestellt.
Diese Vertretungsbefugnis gilt für den Zeitraum vom 
01.08.2026 bis zum 31.12.2028 und ausschließlich für die 
Durchführung der Feuerstättenschauen und dabei anfallen-
den Tätigkeiten (§ 14 Abs. 1 und Abs. 2 SchfHwG).
� Im Auftrag 
� Gez. Bräck
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124	� Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) und § 5  
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 	  
500-53.0023/26/0414594/0035.V 	
� Münster, den 23.07.2026 
� Domplatz 1-3, 48143 Münster   
� dez53@brms.nrw.de 
Die Firma AGR Abfallentsorgungs-Gesellschaft Ruhrgebiet 
mbH, Im Emscherbruch 11 in 45699 Herten hat die Geneh-
migung zur wesentlichen Änderung und zum Betrieb der 
Abfallverbrennungsanlage RZR Herten auf dem Grund-
stück Im Emscherbruch 11 in 45699 Herten (Gemarkung 
Herten, Flur 96, Flurstücke 24, 25, 36) beantragt. 
Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb 
einer Rangier- und Lagerfläche zur zeitweiligen Lagerung 
fester gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle (Schütt-
güter) in ADR-zugelassenen Bahn- und Straßencontainern. 
Alternativ zur Abfalllagerung soll die Fläche zur Materialla-
gerung von zum Beispiel Maschinen oder Bauteilen genutzt 
werden. Eine zeitgleiche Lagerung von Abfällen und Mate-
rialien erfolgt nicht. 
Das beantragte Vorhaben soll nach Erteilung der Geneh-
migung umgesetzt und anschließend in Betrieb genommen 
werden. 
Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) und den Be-
stimmungen des BImSchG bedarf das beantragte Vorhaben 
einer Genehmigung nach diesen Vorschriften. 
Zuständig für das Genehmigungsverfahren ist die Bezirks-
regierung Münster. 
Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 
BImSchG und § 5 UVPG bekannt gemacht. 
Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Hierbei wurden die einschlägigen Kri-
terien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt. 
Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglich-
keitsprüfung bedarf. 
Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass die 
beantragten Änderungen keinen Einfluss auf die Immissi-
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onssituation haben. Das Vorhaben führt im Vergleich zum 
genehmigten Zustand zu keiner Veränderung der Emissi-
onen der Anlage hinsichtlich Luftschadstoffen und Lärm. 
Ferner sind keine Auswirkungen auf Boden und Grundwas-
ser zu erwarten. 
Der für den Betriebsbereich ermittelte angemessene Sicher-
heitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten bleibt unver-
ändert. 
Ökologisch empfindliche Gebiete werden durch das Vorha-
ben nicht beeinträchtigt. 
Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen durch das Vorhaben zu erwarten. 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
Die Antragsunterlagen enthalten Aussagen zu Auswirkun-
gen des Vorhabens auf den Menschen, auf Tiere und Pflan-
zen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- 
und Sachgüter. Weitere Unterlagen: 
• Kurzbeschreibung des Vorhabens 
• Standort- und Umfeldbeschreibung 
• �Beschreibung des Vorhabens hinsichtlich Errichtung und 

späterem Betrieb 
• �Gutachten nach der Verordnung zum Umgang mit wasser-

gefährdenden Stoffen (AwSV) 
• Brandschutzkonzept 
• Artenschutzrechtliche Stellungnahme 
Der Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unter-
lagen, die entscheidungserheblichen Berichte und Empfeh-
lungen, die der Behörde im Zeitpunkt der Bekanntmachung 
vorliegen sowie der UVP-Bericht sind nach der Bekannt-
machung einen Monat, vom 03.08.2026 bis einschließlich 
02.09.2026, auf der Internetseite der Bezirksregierung 
Münster (https://www.brms.nrw.de/) und auf dem UVP-Por-
tal (www.uvp-verbund.de/nw) verfügbar. Außerdem sind 
der Antrag und die weiteren Unterlagen im genannten Zeit-
raum auf den Internetseiten der Gemeinde Recklinghausen, 
Gelsenkirchen, Herten und Herne zugänglich. Es besteht die 
Möglichkeit, eine andere, leicht zu erreichende Zugangs-
möglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen. 
Einwendungen 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 
03.08.2026 bis einschließlich 02.10.2026 schriftlich oder 
elektronisch bei der Bezirksregierung Münster vorgebracht 
werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungs-
verfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht 
für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren. 
Die Einwendungen sind mit Namen und der vollen Anschrift 
zu versehen. Bei schriftlichen Einwendungen ist Lesbarkeit 
erforderlich. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsschrei-
ben an die Antragstellerin und die beteiligten Behörden zur 
Stellungnahme weitergegeben werden. Auf Verlangen des 
Einwendenden werden dabei Name und Anschrift unkennt-
lich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des 
Inhaltes der Einwendung erforderlich sind. 
Erörterungstermin 
Sofern Einwendungen erhoben werden, können diese ge-
mäß § 10 Abs. 4 Nr. 3 und Abs. 6 BImSchG aufgrund einer 
Ermessensentscheidung der Genehmigungsbehörde - auch 
bei Ausbleiben der Antragstellerin oder von Personen, die 
fristgerecht Einwendungen erhoben haben - in einem Erör-
terungstermin erörtert werden. 
Sollte ein Erörterungstermin durchgeführt werden, beginnt 
dieser am 03.11.2026 ab 10:00 Uhr im Raum L 206 des 

Emscher-Lippe-Hauses der Bezirksregierung Münster, Gar-
tenstraße 27 in 45699 Herten. Bei Bedarf wird der Termin 
an den darauffolgenden Tagen ab 09:00 Uhr fortgesetzt. 
Die Entscheidung, ob der Erörterungstermin stattfindet, 
wird im Amtsblatt und im Internet unter https://www.brms.
nrw.de/ öffentlich bekannt gemacht. Der Erörterungstermin 
ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme haben neben den 
Vertretern der beteiligten Träger öffentlicher Belange die 
Antragstellerin und diejenigen, die form- und fristgerecht 
Einwendungen erhoben haben. Sonstige Personen können 
als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern genügend freie 
Plätze zur Verfügung stehen. 
Der Erörterungstermin kann auch in Form einer Online-
konsultation oder durch eine Video- oder Telefonkonferenz 
erfolgen. Bei einer Onlinekonsultation kann der Antrag-
steller und diejenigen, die Einwendungen erhoben haben, 
sich schriftlich oder elektronisch äußern. Sollte eine On-
line-Konsultation oder eine Video- oder Telefonkonferenz 
durchgeführt werden, wird dies rechtzeitig bekanntgemacht. 
Die Entscheidung über die Einwendungen wird allen Ein-
wendenden zugestellt. Die Zustellung kann durch eine öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die 
Bezirksregierung Münster erfolgt auf der Grundlage der ge-
setzlichen Bestimmungen. Informationen zum Datenschutz 
erhalten Sie unter https://www.brms.nrw.de/datenschutzhin 
weise-fuer-das-dezernat-53. 
� Im Auftrag 
� gez. Eller 
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125	� Bekanntmachung gemäß § 15 Abs. 2a des  
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 
53.0131/26/0950753/0051.U
� Münster, den 23.07.2026  
� Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� dez53@brms.nrw.de
Die Firma Apetito AG, Bonifatiusstraße 305 in 48432 Rhei-
ne hat mit Datum vom 20.07.2026 die störfallrelevante 
Änderung gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG der immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlage zur Nah-
rungsmittelverarbeitung angezeigt.
Gegenstand der Anzeige ist die Änderung der Ventilstatio-
nen EV 05/06 sowie der Froster 3.6/3.8.
Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde daraufhin 
geprüft, ob der angemessene Sicherheitsabstand zu benach-
barten Schutzobjekten erstmalig unterschritten wird, räum-
lich noch weiter unterschritten wird oder ob eine erhebliche 
Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.
Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf daher 
keiner Genehmigung nach dem BImSchG.
Die Entscheidung nach § 15 Abs. 2a BImSchG wird hiermit 
in Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW 
vom 01.09.2021 zu „Auslegungsfragen zu unbestimmten 
Rechtsbegriffen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in 
nationales Recht“ öffentlich bekannt gemacht.
� Im Auftrag 
� gez. Putzka 
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126	� Bekanntmachung der 1. Änderung des Regional-
plans Ruhr (Windenergie) und Feststellung des 
Erreichens des regionalen Teilflächenziels für die 
Planungsregion des Regionalverbands Ruhr 

Vom 20. Juli 2026
Die Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr hat 
in ihrer Sitzung am 10. Juli 2026 die 1. Änderung des Re- 
gionalplans Ruhr (Windenergie) festgestellt (vgl. Drs. 15/ 
0220-1).
Die Verbandsversammlung des Regionalverbands Ruhr hat 
im Rahmen des Feststellungsbeschlusses der 1. Änderung 
des Regionalplans Ruhr gem. § 5 Absatz 1 Satz 1 Winde-
nergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) vom 20. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1353), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189), 
festgestellt, dass der Regionalplan Ruhr in der Fassung der 
1. Änderung des Regionalplans Ruhr mit dem regionalen 
Teilflächenziel (Mindestwert) aus § 3 Absatz 2 Satz 1 Nr. 
2 WindBG i.V.m. Ziel 10.2-2 LEP NRW (Verordnung über 
den Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen vom 15. 
Dezember 2016 (GV. NRW. 2017 S. 122), zuletzt geändert 
durch die Verordnung vom 9. April 2024 (GV. NRW. S. 
230), welches für die Planungsregion des Regionalverbands 
Ruhr 2.036 Hektar (ha) beträgt und bis zum 31.12.2032 er-
reicht werden muss, im Einklang steht.
Angerechnet wurden die Flächen der Windenergiegebiete i. 
S. d. § 2 Nr. 1 WindBG, die in der 1. Änderung des Regio-
nalplans Ruhr festgelegt werden. Somit wurden die Flächen 
der in Anlage 10 benannten Windenergiegebiete i. S. d. § 
2 Nr. 1 WindBG mit den ebenfalls in der Anlage 10 aufge-
führten Flächengrößen angerechnet. Eine kartographische 
Übersicht der Windenergiegebiete findet sich in Anlage 3. 
Die zeichnerischen Festlegungen der Windenergiegebiete 
der 1. Änderung des Regionalplans Ruhr finden sich unter 
folgendem Link: https://www.rvr.ruhr/themen/staatliche- 
regionalplanung/
Die 1. Änderung des Regionalplans Ruhr sowie die Feststel-
lung, dass der Regionalplan Ruhr in der Fassung der 1. Än-
derung des Regionalplans Ruhr mit dem regionalen Teilflä-
chenziel aus § 3 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 WindBG i. V. m. 
Ziel 10.2-2 LEP NRW im Einklang steht, hat der Regional-
verband Ruhr als zuständige Regionalplanungsbehörde der 
Landesplanungsbehörde Nordrhein-Westfalen mit Bericht 
vom 14. Juli 2026 (Aktenzeichen: 15_RPRuhr_1Ä_Winde-
nergie) gemäß § 19 Absatz 7 Satz 1 des Landesplanungsge-
setzes Nordrhein-Westfalen (LPlG NRW) vom 3. Mai 2005 
(GV. NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen und anderer Gesetze vom 22. 
Juni 2026 (GV. NRW. S. 399), angezeigt.
Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 3 LPlG NRW 
durch Veröffentlichung synchronisiert binnen eines Zeit-
raums von drei Tagen in den Amtsblättern der Bezirksregie-
rungen Düsseldorf, Münster und Arnsberg.
Die 1. Änderung des Regionalplans Ruhr wird gemäß § 10 
Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes (ROG) vom 22. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Arti-
kel 7 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 
189), in Verbindung mit § 14 Satz 4 LPLG NRW mit der 
letzten Bekanntmachung im Amtsblatt der Bezirksregierung 
Arnsberg wirksam. Mit der letzten Bekanntmachung sind 
die in der 1. Änderung des Regionalplans Ruhr festgelegten 
Ziele der Raumordnung nach Maßgabe der §§ 4, 5 ROG zu 
beachten.
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 1 ROG wird die 1. Änderung 

des Regionalplans Ruhr mit den dort genannten Unterla-
gen auf der Internetseite des Regionalverbandes Ruhr unter  
https://www.rvr.ruhr/themen/staatliche-regionalplanung/ 
veröffentlicht. Zusätzlich wird eine Einsichtnahme der 1. 
Änderung des Regionalplans Ruhr einschließlich der wei-
teren nach § 10 Absatz 2 Satz 1 ROG erforderlichen Un-
terlagen beim Regionalverband Ruhr, Bibliothek, Kronprin-
zenstraße 6 in 45128 Essen, nach § 10 Absatz 2 Satz 2 ROG 
i. V. m. § 14 Satz 6 LPlG NRW gewährt (Öffnungszeiten: 
Montag bis Donnerstag von 9:00 Uhr bis 16:00 Uhr, Freitag 
von 9:00 Uhr bis 14:00 Uhr).
Mit dieser Bekanntmachung gilt daher für die Planungsregi-
on des Regionalverbands Ruhr, bestehend aus den Kreisen 
Recklinghausen, Unna und Wesel, dem Ennepe-Ruhr-Kreis, 
den Städten Bochum, Bottrop, Dortmund, Duisburg, Essen, 
Gelsenkirchen, Hagen, Hamm, Herne, Mülheim an der Ruhr 
und Oberhausen gem. § 249 Absatz 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 
I Nr. 348), dass sich die Zulässigkeit von Vorhaben, die der 
Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie 
dienen, außerhalb von Windenergiegebieten i. S. d. § 2 Nr. 1 
WindBG nach § 35 Absatz 2 BauGB richtet.
Ich weise darauf hin, dass eine nach § 11 Absatz 1 Nr.  1 
und 2 ROG beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, nach § 11 Absatz 3 ROG 
beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs sowie eine 
nach § 11 Absatz 4 ROG beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über die Umweltprüfung unbeachtlich werden, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
der 1. Änderung des Regionalplans Ruhr gegenüber dem 
Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbehörde) unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind (§ 11 Absatz 5 Satz 1 ROG i. 
V. m. § 15 Absatz 3 Halbsatz 2 LPlG NRW).
Zudem weise ich auf darauf hin, dass darüber hinaus gemäß 
§ 15 Absatz 4 Satz 1 LPlG NRW sämtliche Abwägungsmän-
gel der 1. Änderung des Regionalplans Ruhr unbeachtlich 
werden, wenn sie nicht innerhalb von fünf Jahren seit dem 
Inkrafttreten der 1. Änderung des Regionalplans Ruhr ge-
genüber dem Regionalverband Ruhr (Regionalplanungsbe-
hörde) geltend gemacht worden sind
Gegen die 1. Änderung des Regionalplans Ruhr ist ein An-
trag im Rahmen des Normenkontrollverfahrens vor dem 
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen 
in Münster statthaft. Der Antrag kann innerhalb eines Jahres 
nach Bekanntmachung gestellt werden.
Essen, den 20. Juli 2026� Der Regionaldirektor  
� des Regionalverbandes Ruhr
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C:	 Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen
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